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Sehr geehrte Damen und Herren, 

große Formulierungen verleiten häufig dazu, das zu übersehen, was zwischen den Zeilen 
steht. So verhält es sich mit dem DAC 7 Gesetz, das seit längerem in Kraft ist und im Grund-
satz die Mitteilungspflichten von digitalen Plattformbetreibern regelt. 

Dieses enthält – zwischen den Zeilen – die Regelungen zur Modernisierung der Betriebs-
prüfung, die zum Ende diesen Jahres „scharf“ geschaltet werden, aber bereits Wirkung 
für laufende Zeiträume entfalten und zu gravierenden Eingriffsmöglichkeiten der Verwal-
tung führen.

Neu geschaffen wurde ein sog. qualifiziertes Mitwirkungsverlangen. Dieses ermöglicht es 
dem Prüfer im Fall der nicht oder nicht hinreichenden Erfüllung einer Anfrage ein Verzöge-
rungsgeld für max. 150 Tage der Verzögerung à 75 € pro Verzögerung festzusetzen. Das 
hört sich erträglich an.

Wurde gegenüber dem Steuerpflichtigen allerdings schon einmal ein Mitwirkungsverzö-
gerungsgeld festgesetzt oder ist er aufgrund eines Umsatzes von 12 Mio. € besonders 
leistungsfähig, kann ein Zuschlag von bis zu 25.000 € begrenzt auf 150 Tage festgesetzt 
werden. Das entspricht einem Drohpotential von 3,7 Mio. und ist im Mittelstand ein 
scharfes Schwert. 

In der Praxis muss der Vorbereitung der Betriebsprüfung und der Bereitstellung von  
Unterlagen somit Aufmerksamkeit geschenkt werden. Ebenso sollten Prüferanfragen zu-
künftig genau auf ihre Rechtmäßigkeit hin geprüft werden. Ist die Anfrage rechtswidrig, 
scheidet das qualifizierte Mitwirkungsverlangen aus. 

Eine weitere einschneidende Neuerung findet sich in § 153 Abs. 4 AO. Die Norm regelt –
kurz gesagt – eine Anzeige- und Berichtigungspflicht für Betriebsprüfungsfeststellungen 
in solchen Zeiträumen, die nicht Gegenstand der Betriebsprüfung waren. 

Der Steuerbürger wird daher in zukünftigen Prüfungen im Blick haben müssen, ob sich 
Folgewirkungen aus einer Betriebsprüfung ergeben. Leider sind die genauen Anforderun-
gen der Norm nicht abschließend geklärt. So besteht zum Beispiel Unsicherheit, welche 
Qualität die Feststellungen haben müssen, um eine Anzeige auszulösen. Ebenso ist un-
klar, ob den Steuerpflichtigen eine Nachforschungspflicht trifft. 

Da die Verletzung der Norm eine Steuerhinterziehung durch Unterlassen begründen kann, 
ist Vorsicht geboten. Um Risiken zu minimieren, sollten Steuerpflichtige daher entspre-
chende Prozesse implementieren und ein ggf. bestehendes TCMS an die neuen Spielre-
geln anpassen. 

Wenn Sie mehr darüber erfahren wollen oder Unterstützung benötigen, sprechen Sie uns 
gerne an. 

Mit freundlichen Grüßen

Frederik Karnath
Steuerberater, Rechtsanwalt, 
Geschäftsführer bei DORNBACH
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  Termine November 2024	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.11.2024, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 11.11.20242	 14.11.2024	 11.11.2024

	 10.12.2024	 13.12.2024	 10.12.2024

	 10.12.2024	 13.12.2024	 10.12.2024

	 11.11.20244	 14.11.2024	 11.11.2024

	 15.11.20244	 18.11.2024	 15.11.2024

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 27.11.2024	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Grundsteuerreform:   
  Zweifel an der Rechtmäßigkeit der   
  Grundsteuerwerte   

Trägt ein Grundstückseigentümer konkrete 
Umstände vor, nach denen der im Rahmen 
der Grundsteuerreform festgestellte Grund-
steuerwert den Wert seines Grundstücks 
erheblich überschreiten und ein entspre-
chender Nachweis durch ein Sachverstän-
digengutachten geführt werden könnte, ist 
Aussetzung der Vollziehung des Grund-
steuerwertbescheids zu gewähren. 

Hintergrund: Im Rahmen der Grundsteuer-
reform werden ca. 36 Mio. Grundstücke neu 
bewertet. Die Bewertung erfolgt schema-
tisch anhand der Bodenrichtwerte, einer 
fingierten Restnutzungsdauer und eines 
typisierten Reinertrags. Der Nachweis eines 
niedrigeren Wertes durch Vorlage eines 
Gutachtens ist nicht vorgesehen. In vielen 
Bundesländern wird das sog. Bundesmo-
dell angewendet, das auch im Streitfall 
relevant war. 

Sachverhalt: Der Steuerpflichtige besaß 
ein ca. 350 qm großes Grundstück in Rhein- 
land-Pfalz, das mit einem Einfamilienhaus 
mit einer Wohnfläche von 72 qm bebaut 
war. Das Baujahr des Einfamilienhauses 
war 1880; seit der Errichtung waren keine 
wesentlichen Renovierungen mehr vorge- 
nommen worden. Das Finanzamt stellte 
den Grundsteuerwert zum 01.01.2022  
auf 91.600 € fest. Hiergegen legte der 
Steuerpflichtige Einspruch ein und bean- 
tragte unter Hinweis auf das Baujahr und 
den Zustand des Hauses die Aussetzung 
der Vollziehung, die das Finanzamt ablehnte.

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) 
gab dem Antrag auf Aussetzung der Voll- 
ziehung – ebenso wie die Vorinstanz – statt:

•	 Es bestehen Zweifel an der Rechtmäßig-
keit des Grundsteuerwertes. Denn die 
Vorschriften über die Bewertung von 
Grundstücken müssen verfassungskon-
form ausgelegt werden und dem Steuer- 
pflichtigen die Möglichkeit geben, einen 
niedrigeren gemeinen Wert des Grund- 
stücks nachzuweisen. Zwar ist nach der 

Der Beschluss betrifft das sog. Bundesmo-
dell, das in der Mehrzahl der Bundesländer 
anwendbar ist. Der BFH hat sich nicht dazu 
geäußert, ob sich seine Ausführungen auch 
auf die Ermittlung des Grundsteuerwerts in 
Bundesländern übertragen lasse.

  Grundfreibetrag 2024 soll um   
  180 Euro steigen   

Der Grundfreibetrag in der Einkommensteu-
er soll für das Jahr 2024 um 180 Euro auf 
11.784 Euro steigen. Das sieht ein Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung vor (BT-Drs. 
20/12783). Der steuerliche Kinderfreibetrag 
soll um 228 Euro auf 6.612 Euro steigen. 

Die Bundesregierung begründet die Not- 
wendigkeit der Erhöhung damit, dass zum 
1. Januar 2024 die Leistungen im Sozial-
recht stärker gestiegen sind als noch 2022 
im Existenzminimumbericht prognostiziert. 

Der Regierungsentwurf wird zurzeit im 
Bundestag diskutiert und wird demnächst 
entschieden.

  Nachweis einer kürzeren   
  Nutzungsdauer für ein Gebäude  

Der Steuerpflichtige kann eine kürzere tat- 
sächliche Nutzungsdauer eines Gebäudes 
durch ein Gutachten eines öffentlich be- 
stellten und vereidigten Sachverständigen 
nachweisen und damit eine höhere Ab-
schreibung geltend machen, als sich nach 
der gesetzlichen Nutzungsdauer ergibt. 
Das Gutachten ist anzuerkennen, wenn es 
sich auf das konkrete Grundstück bezieht 
und zu den maßgeblichen Kriterien der 
Nutzungsdauer wie etwa zum technischen 
Verschleiß, der wirtschaftlichen Entwertung 
oder zu rechtlichen Nutzungsbeschränkun-
gen Stellung nimmt. 

Hintergrund: Gebäude, die vermietet oder 
betrieblich genutzt werden, können abge- 
schrieben werden. Die Abschreibung richtet 
sich nach der Nutzungsdauer des Gebäu-
des, die gesetzlich vermutet wird, z. B. 
33,3 Jahre für betrieblich genutzte Gebäu-
de, die nicht Wohnzwecken dienen oder 

Grundsteuerreform der Nachweis eines 
niedrigeren Grundsteuerwertes nicht 
vorgesehen. Ein solcher Nachweis, z. B. 
durch ein Sachverständigengutachten, 
muss aber möglich sein, um eine verfas- 
sungswidrige Übermaßbesteuerung zu 
vermeiden. 

•	 Zwar hat der Gesetzgeber angesichts der 
großen Anzahl zu bewertender Grund-
stücke einen großen Typisierungs- und 
Pauschalierungsspielraum. Allerdings 
darf es nicht zu einer verfassungswidri-
gen Übermaßbesteuerung kommen. 

•	 Der Steuerpflichtige hat im Streitfall 
Umstände vorgetragen, nach denen der 
Nachweis eines niedrigeren Grund-
stückswertes gelingen könnte. Hierfür 
sprechen das Baujahr des Hauses und 
die seit 1880 unterbliebenen Renovie-
rungen. Es ist daher vorstellbar, dass 
das Grundstück nur mit dem Bodenwert 
abzüglich etwaiger Freilegungskosten 
bewertet werden könnte. Es bestehen 
Zweifel, dass sich mit dem Gebäude die 
gesetzlich typisierten Mieterträge erzie- 
len lassen, die im Streitfall mit jährlich 
3.635 € angesetzt wurden. 

Hinweise: Der Steuerpflichtige hat im 
Streitfall kein Sachverständigengutachten 
vorgelegt. Für die Aussetzung der Vollzie-
hung genügt es jedoch, dass er Umstände 
vorgetragen hat, die es möglich erscheinen 
lassen, dass ein Sachverständigengutach-
ten zu einem niedrigeren gemeinen Wert 
gelangt. Bisher geht der BFH von einem 
Verstoß gegen das Übermaßverbot aus, 
wenn der vom Finanzamt festgestellte Wert 
den nachgewiesenen niedrigeren Wert um 
40 % oder mehr übersteigt. 

Die Aussetzung der Vollziehung des ange- 
fochtenen Grundsteuerwertbescheids führt 
im Ergebnis dazu, dass im vorliegenden 
Fall im Umfang der Aussetzung zunächst 
keine Grundsteuer gezahlt werden muss. 
Die Aussetzung der Vollziehung ist jedoch 
nur eine vorläufige Entscheidung; die end- 
gültige Entscheidung wird im Klageverfah-
ren gegen den Grundsteuerwertbescheid 
getroffen.
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– je nach Fertigstellungszeitpunkt – 50 oder 
33,3 Jahre für vermietete Gebäude im Privat-
vermögen. Allerdings kann der Steuer-
pflichtige eine kürzere Nutzungsdauer 
nachweisen und dann eine höhere Ab-
schreibung in Anspruch nehmen. 

Sachverhalt: Die Klägerin erwarb im Jahr 
2013 eine vermietete Grundstückshälfte, 
auf der sich zwei Gebäude befanden. Sie 
machte in ihrer Einkommensteuererklärung 
für 2014 bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung eine Abschreibung von 
ca. 5,26 % auf Grundlage einer Restnut-
zungsdauer von 19 Jahren geltend; die 
gesetzliche Abschreibung hätte 2 % bei 
einer gesetzlich vermuteten Nutzungsdau-
er von 50 Jahren betragen. Zur Ermittlung 
der Restnutzungsdauer legte die Klägerin 
ein Gutachten eines öffentlich bestellten 
und vereidigten Sachverständigen vor, der 
die Restnutzungsdauer nach den einschlä-
gigen immobilienrechtlichen Regeln bewer-
tet und dabei berücksichtigt hatte, dass 
bis zum Erwerb durch die Klägerin keine 
Modernisierungsmaßnahmen erfolgt waren. 
Das Finanzamt erkannte lediglich eine 
Abschreibung von 2 % an. 

Entscheidung: Der BFH gab der Klage statt 
und erkannte eine Restnutzungsdauer von 
19 Jahren an: 

•	 Zwar betrug der Abschreibungssatz im 
Veranlagungszeitraum 2014 2 %, weil 
der Gesetzgeber von einer Nutzungsdau-
er für vermietete Gebäude des Privatver-
mögens von 50 Jahren ausging. Der 
Steuerpflichtige kann aber eine kürzere 
tatsächliche Nutzungsdauer nachweisen.

•	 Eine kürzere Nutzungsdauer kann sich 
etwa aus einem technischen Verschleiß, 
einer wirtschaftlichen Entwertung oder 
aus rechtlichen Nutzungsbeschränkun-
gen ergeben. 

•	 Die Klägerin hat eine kürzere tatsächliche 
Nutzungsdauer nachgewiesen, indem sie 
ein taugliches Gutachten vorgelegt hat. 
Für den Nachweis genügt ein Gutachten 
eines öffentlich bestellten und vereidig-

ten Sachverständigen, das auf einzelne 
Kriterien der Nutzungsdauer Bezug nimmt 
und die Gegebenheiten des Einzelfalls 
berücksichtigt. 

•	 Der Gutachter, der das Gutachten für die 
beiden Gebäude erstellt hat, war öffent- 
lich bestellt und vereidigt. Er hat seine 
Ermittlung der Restnutzungsdauer auf 
die einschlägigen gesetzlichen Regelun-
gen gestützt und dabei auch die tatsäch- 
lichen Gegebenheiten des Einzelfalls 
berücksichtigt, nämlich den Umstand, 
dass die Gebäude bis zum Erwerb durch 
die Klägerin nicht modernisiert worden 
sind. Hieraus hat er nachvollziehbar eine 
wirtschaftliche Abnutzung abgeleitet, die 
zu einer wirtschaftlich gemittelten Rest- 
nutzungsdauer von 19 Jahren für die 
beiden Gebäude auf dem Grundstück 
führte. 

•	 Entgegen der Auffassung des Finanzamts 
war es nicht erforderlich, dass der Gut- 
achter auch einen technischen Verschleiß 
bestätigt. Denn es genügt der Nachweis 
eines wirtschaftlichen Verbrauchs; eine 
kürzere wirtschaftliche oder rechtliche 
Nutzungsdauer ist nämlich nur bedingt 
oder gar nicht vom technischen Gebäu-
dezustand abhängig. 

Hinweise: Der BFH macht deutlich, dass 
eine bestimmte Methode wie z. B. ein Bau- 
substanzgutachten oder ein bestimmtes 
Ermittlungsverfahren nicht erforderlich ist, 
um eine kürzere tatsächliche Nutzungs-
dauer nachzuweisen. 

Die Finanzverwaltung stellt an die Gutach-
ten höhere Anforderungen. Der BFH wider- 
spricht der Finanzverwaltung, weil es für 
die von der Finanzverwaltung geforderten 
Anforderungen keine gesetzliche Grundlage 
gibt. So hält es der BFH für denkbar, dass 
die Restnutzungsdauer aus einem Verkehrs-
wertgutachten eines öffentlich bestellten 
und vereidigten Sachverständigen über- 
nommen wird. 

Abschließend entscheiden muss nun das 
Finanzgericht im zweiten Rechtsgang. Dort 

muss noch die Bemessungsgrundlage für 
die Abschreibung ermittelt werden. Die 
Klägerin hatte zu Unrecht den Wert für einen 
Nießbrauch, der ihr an dem Grundstück 
zustand, als Anschaffungskosten geltend 
gemacht. Dafür könnten der Klägerin aber 
Anschaffungskosten aus der Übernahme 
von Verbindlichkeiten entstanden sein, die 
bislang noch nicht geprüft worden sind.

  Keine einkommensteuerliche   
  Anerkennung eines Ehegatten-   
  Mietverhältnisses bei unklarer   
  Vertragsgestaltung   

Ein zwischen Ehegatten geschlossenes 
Mietverhältnis ist mangels Fremdüblichkeit 
nicht steuerlich anzuerkennen, wenn es 
bereits an einer klaren und eindeutigen 
Vertragsgestaltung fehlt. So entschied das 
Niedersächsische Finanzgericht (Az. 2 K 
195/19). 

Im Rahmen eines Ehegattenmietverhältnis-
ses (hier: Überlassung von Räumlichkeiten 
zum Betrieb einer Rechtsanwaltskanzlei) 
besteht eine Anpassungspflicht hinsichtlich 
des Mietvertrags bis hin zur Vereinbarung 
einer unentgeltlichen Nutzungsüberlassung, 
wenn die Mietzahlungen nur noch aus ge- 
meinsamen Mitteln der Ehegatten aufge- 
bracht werden können. 

Im Streitfall hatten die Vertragsparteien die 
folgenden Vertragsänderungen nur noch 
mündlich getroffen: die Aufgabe der ur-
sprünglich vorgenommenen Aufteilung der 
Miete in Nettomiete und abzurechnende 
Nebenkosten, die Veränderungen betreffend 
den Umfang der gemieteten Fläche, die 
Höhe der Miete, die Nutzungsänderungen 
durch den Um- und Ausbau sowie die teil- 
weise Nutzung durch die Tochter abwei-
chend von der ursprünglich vertraglichen 
Vereinbarung. 

Der BFH hat nun zu klären, welche Kriterien 
bei einem Ehegattenmietverhältnis zur An- 
nahme der Fremdüblichkeit führen (Az. VIII 
R 23/23). Einschlägige Streitfälle sollten 
im Hinblick auf das anhängige Revisions-
verfahren offengehalten werden.
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  Steuerberatungskosten für die   
  Ermittlung des Veräußerungs-   
  gewinns zu berücksichtigen   

Steuerberatungskosten, die im Zusammen-
hang mit der Ermittlung eines nach § 17 
EStG steuerpflichtigen Veräußerungsge-
winns angefallen sind, sind Veräußerungs-
kosten im Sinne von § 17 Abs. 2 Satz 1 EStG 
und mindern daher den steuerpflichtigen 
Veräußerungsgewinn. So entschied das 
Hessische Finanzgericht (Az. 10 K 1208/23).

Das Gericht ist zur Überzeugung gelangt, 
dass es sich bei den geltend gemachten 
Aufwendungen um Veräußerungskosten im 
Sinne von § 17 Abs. 2 Satz 1 EStG handelt. 
Laut der vorgelegten Rechnung des Steuer- 
beraters stellten die geltend gemachten 
Aufwendungen Gebühren für die Ermittlung 
der Einkünfte aus Gewerbebetrieb (Ermitt-
lung des Überschusses der Betriebseinnah-
men über die Betriebsausgaben, § 25 Abs. 
1 StBVV) nebst anteiligen Auslagen dar, 
die als einkünftebezogene Steuerbera-
tungskosten gewinnmindernd zu berück- 
sichtigen seien. 

Die streitgegenständlichen Steuerbera-
tungskosten seien durch den Veräußerungs-
vorgang veranlasst, da das „auslösende 
Moment“ für die Entstehung dieser Auf-
wendungen in dem Veräußerungsvorgang 
selbst bestehe. 

Gegen die Entscheidung des Hessischen 
Finanzgerichts wurde Revision eingelegt, 
welche beim Bundesfinanzhof (Az. IX R 
12/24) offen ist.

  Kindergeldanspruch bei nach-   
  träglich bekannt gewordenem   
  Ausbildungsverhältnis eines voll-   
  jährigen Kindes – Nichteinlegung   
  eines Einspruchs als grobes   
  Verschulden   

Die Beteiligten stritten darüber, ob der 
Aufhebungs- und Erstattungsbescheid der 
Beklagten bzgl. des Kindergelds aufgrund 
des vom Kläger nachträglich vorgelegten 
Nachweises über das Ende der Ausbildung 

seines Sohnes korrigiert werden muss. 
Ein nachträglich vorgelegtes Schreiben des 
Ausbildungsbetriebs, aus dem hervorgeht, 
dass sich ein volljähriges Kind in Ausbil-
dung befand, sodass dem Anspruchsteller 
Kindergeld zustand, ist nach einem Urteil 
des Finanzgerichts Bremen ein nachträglich 
bekannt gewordenes Beweismittel, welches 
den zuvor ergangenen Aufhebungs- und 
Erstattungsbescheid in sachlich-rechtlicher 
Hinsicht rechtswidrig macht (Az. 2 K 42/24).

Der Beteiligte handele aber grob schuldhaft, 
wenn er es versäume, Einspruch einzulegen, 
obwohl sich ihm innerhalb der Einspruchs-
frist die Vorlage eines der Finanzbehörde 
bisher nicht bekannten Beweismittels hätte 
aufdrängen müssen. Der Kläger könne hier 
daher die Korrektur (Aufhebung bzw. Ände- 
rung) des bestandskräftig gewordenen 
Bescheides weder nach § 44 SGB X oder  
§ 70 Abs. 2 EStG noch nach § 173 Abs.  
1 Satz 1 Nr. 2 AO erreichen.

  Teilweise Schenkung einer   
  Immobilie ist kein privates   
  Veräußerungsgeschäft   

Teilentgeltliche Übertragungen von Immo- 
bilien im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge unterhalb der historischen An- 
schaffungskosten sind keine tatbestand- 
lichen Veräußerungen im Sinne des § 23 
EStG (Az. 3 K 36/24). Somit ist nach Auffas-
sung des Niedersächsischen Finanzgerichts 
die Betrachtung der Finanzverwaltung, dass 
bei solchen teilentgeltlichen Übertragungen 
wie im Streitfall rechnerisch für den Über- 
tragenden ein privater Veräußerungsgewinn 
entstehen könnte, unzutreffend. Vor allem 
besteht in solchen Fällen kein Anlass, eine 
Aufteilung des einheitlichen Übertragungs-
vertrages im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge in einen entgeltlichen und einen 
unentgeltlichen Teil anhand des Verkehrs-
wertes vorzunehmen. 

Gegen die Entscheidung wurde Revision 
eingelegt, welche beim Bundesfinanzhof 
(Az. IX R 17/24) offen ist.

  Begünstigungsvorschriften für den        
  Erwerb eines Kommanditanteils   
  bei Erbschaftsteuer anwendbar   

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, 
dass die Begünstigungsvorschriften der  
§§ 13a, 13b und 13c ErbStG a. F. für den 
Erwerb eines Kommanditanteils auch dann 
anwendbar sind, wenn dieser im Rahmen 
einer Erbauseinandersetzung erfolgt  
(Az. II R 12/21). 

Entscheidend ist, dass ein innerer Zusam- 
menhang zwischen dem Vermögenstransfer 
und der Erbauseinandersetzung besteht. 

Im vorliegenden Fall war dieser gegeben, da 
der Kläger bereits zu 80 % an der Komman-
ditgesellschaft beteiligt war und weitere  
10 % geerbt hatte. Zudem wurde die Steuer-
vergünstigung für ein Wohngrundstück und 
ein Familienheim anerkannt, obwohl die 
Frist von sechs Monaten überschritten 
wurde. 

Der BFH stellte klar, dass es keine zeitliche 
Begrenzung für den Begünstigungstransfer 
gibt, solange die Erbauseinandersetzung 
auf einem konsistenten Willen basiert und 
kein anderer Beschluss vorliegt. 

Die Entscheidung hat Auswirkungen auf 
die Praxis, da sie zeigt, dass die Finanzver-
waltung ihre Richtlinien anpassen muss. 

Bei entgegenstehenden Steuerbescheiden 
ist ein Einspruch oder eine Sprungklage zu 
empfehlen. 

Hinweis
Es bleibt jetzt abzuwarten, wann die 
Finanzverwaltung die Änderung der 
ErbStH nach diesem Urteil vornimmt.  
Bei dagegen verstoßenden Steuerbe-
scheiden ist ein Einspruch oder eine 
Sprungklage dringend zu empfehlen.
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  Finanzamt kann Berichtigung des   
  Vorsteuerabzugs aus Anzahlung   
  bei nicht ausgeführter Lieferung   
  verlangen   

Der Besteller, der vor Ausführung der Liefe- 
rung eine Anzahlung geleistet hat, hat den 
Vorsteuerabzug zu berichtigen, wenn die 
bestellte Lieferung nicht ausgeführt wird. 
So entschied das Sächsische Finanzgericht 
(Az. 8 K 1202/22). 

Der Höhe nach hat die Berichtigung so zu 
erfolgen, dass der Betrag des endgültig vor-
genommenen Vorsteuerabzugs demjenigen 
entspricht, zu dessen Vornahme der Steuer-
pflichtige berechtigt gewesen wäre, wenn 
die Änderung ursprünglich berücksichtigt 
worden wäre. 

Es wurde die Revision zum Bundesfinanz-
hof eingelegt (Az. XI R 31/23). Dieser muss 
nun klären, ob die Zahlung aus einer An- 
zahlungsbürgschaft als Rückzahlung der 
Anzahlung i. S. d. § 17 Abs. 2 Satz 2 UStG 
anzusehen ist, und ob die Berichtigung der 
Vorsteuer des Unternehmers erst dann ver- 
langt werden kann, wenn auch die Umsatz- 
steuer an ihn zurückgezahlt worden ist. 

  Art und Weise der Aufzeichnungen   
  zur Gewinnermittlung ist eine   
  Tatsache – Korrektur bestands-   
  kräftiger Steuerbescheide nach   
  Außenprüfung zulässig   

Die Art und Weise, in der ein Steuerpflich-
tiger, der seinen Gewinn durch Einnahmen-
überschussrechnung ermittelt, seine Auf- 
zeichnungen geführt hat, ist eine Tatsache 
(§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO), die – wird sie dem 
Finanzamt nachträglich bekannt – zur Kor- 
rektur eines bestandskräftigen Einkommen-
steuerbescheids führen kann. So entschied 
der Bundesfinanzhof (Az. III R 14/22). 

In den Jahren 2013 und 2014 ermittelte der 
Kläger, ein Einzelunternehmer, seinen Ge- 
winn im Wege der Einnahmenüberschuss-
rechnung (§ 4 Abs. 3 EStG). Das Finanzamt 
veranlagte ihn zunächst erklärungsgemäß 
und ohne Vorbehalt der Nachprüfung. Eine 

spätere Außenprüfung beanstandete die 
Aufzeichnungen des Klägers als formell 
mangelhaft und führte zu einer Hinzuschät-
zung. Das Finanzamt änderte daraufhin die 
bestandskräftigen Einkommensteuerbe-
scheide der Streitjahre 2013 und 2014. 
Dies sei auch verfahrensrechtlich zulässig, 
da im Rahmen der Außenprüfung nachträg-
lich steuererhöhende Tatsachen bekannt 
geworden seien (§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO). 

Dem folgte der Bundesfinanzhof im Grund- 
satz. § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO lasse eine Änder-
ung bestandskräftiger Steuerbescheide 
nicht nur dann zu, wenn sicher feststeht, 
dass der Steuerpflichtige Betriebseinnah-
men nicht aufgezeichnet hat. Auch die Art 
und Weise, in der der Steuerpflichtige seine 
Aufzeichnungen geführt hat, ist eine Tat- 
sache im Sinne des § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO.  

Dies gilt für Aufzeichnungen über den 
Wareneingang (§ 143 AO) ebenso wie für 
sonstige Aufzeichnungen oder die übrige 
Belegsammlung eines Steuerpflichtigen, 
der seinen Gewinn durch Einnahmenüber-
schussrechnung ermittelt, auch wenn die 
Einnahmenüberschussrechnung § 4 Abs.  
3 EStG keine Verpflichtung zur förmlichen 
Aufzeichnung der Betriebseinnahmen und 
Betriebsausgaben vorsieht. 

Hinweis
Darüber, ob im Streitfall eine Änderung 
der bestandskräftigen Steuerbescheide 
gemäß § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO zulässig war, 
konnte der Bundesfinanzhof allerdings 
– mangels hinreichender Feststellungen 
des Finanzgerichts zur Rechtserheblich-
keit – nicht abschließend entscheiden. 
Die Tatsache, ob und wie der Steuer-
pflichtige seine Bareinnahmen aufge-
zeichnet hat, ist rechtserheblich, wenn 
das Finanzamt bei deren vollständiger 
Kenntnis bereits im Zeitpunkt der Ver- 
anlagung zur Schätzung befugt gewesen 
wäre und deswegen eine höhere Steuer 
festgesetzt hätte. Da eine Schätzungs-
befugnis des Finanzamts in bestimmten 
Fällen auch bei (lediglich) formellen 
Mängeln der Aufzeichnungen über Bar- 
einnahmen besteht, muss das Finanz- 

gericht im zweiten Rechtsgang prüfen, 
ob die Unterlagen des Klägers Mängel 
aufwiesen, die zur Hinzuschätzung von 
Betriebseinnahmen führen.

 
  Förderprogramm „Jung kauft   
  Alt“ für den Kauf von Bestands-   
  immobilien gestartet  

Am 03.09.2024 startete das neue Förder-
programm „Jung kauft Alt“, das Familien 
mit minderjährigen Kindern und kleineren 
bis mittleren Einkommen beim Wohneigen-
tumserwerb von sanierungsbedürftigen Be-
standsgebäuden unterstützt. Die Förderung 
erfolgt mittels zinsverbilligter KfW-Kredite. 
Für die Zinsverbilligungen der KfW stehen 
für 2024 insgesamt 350 Millionen Euro 
bereit. Zum Start liegt der Zinssatz bei 35 
Jahren Kreditlaufzeit und einer zehnjähri-
gen Zinsbindung bei 1,51 Prozent effektiv 
(Stand: 03.09. 2024). Voraussetzung zur 
Inanspruchnahme der Förderung ist unter 
anderem der Erwerb einer Bestandsimmo-
bilie mit einem Gebäudeenergieausweis 
der Klassen F, G oder H. In Deutschland 
trifft dies auf rund 45 Prozent aller Wohn- 
gebäude zu. Weitere Informationen finden 
Sie auf der Website der KfW (http://www.
kfw.de/308).

  Neue Heizungsförderung:   
  Antragstellung für alle möglich   

Die Antragstellung für die neue Heizungs-
förderung startete am 27.08.2024 wie  
geplant auch für die dritte und letzte noch 
offene Antragstellergruppe. Damit können 
jetzt auch Unternehmen, Eigentümerinnen 
und Eigentümer vermieteter Einfamilien-
häuser sowie Wohneigentümergemeinschaf-
ten (WEG) bei Maßnahmen am Sondereigen-
tum die Heizungsförderung bei der KfW 
beantragen. Beim Einbau einer klimafreund-
lichen Heizungsanlage oder beim Anschluss 
an ein Wärme- oder Gebäudenetz sind In- 
vestitionszuschüsse von der KfW erhältlich, 
für Wohn- wie auch Nichtwohngebäude. 

Die dritte Antragstellergruppe kann die 
Grundförderung von 30 Prozent der 
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förderfähigen Investitionskosten nutzen, 
plus fünf Prozent Effizienz-Bonus für beson-
ders effiziente Wärmepumpen (also insge- 
samt bis zu 35 Prozent Förderung) oder 
einen Emissionsminderungszuschlag von 
pauschal 2.500 Euro für besonders effizi- 
ente Biomasse-Heizungen. 

Weitergehende Informationen zur Heizungs- 
und energetischen Sanierungsförderung sind
auf www.energiewechsel.de/beg sowie – 
zur Antragstellung für die neue Heizungs-
förderung – auf www.kfw.de zu finden.

  Wachstumsinitiative: Signal für   
  klimafreundliche Mobilität   

Mit der Wachstumsinitiative hat sich die 
Bundesregierung vorgenommen, die Auto- 
industrie und ihre Beschäftigten beim  
Modernisierungsprojekt E-Mobilität zu 
unterstützen. Die steuerliche Förderung von 
dienstlich genutzten E-Autos soll dabei 
helfen, die Nachfrage nach emissionsfreien 
Fahrzeugen weiter zu erhöhen. Zudem soll 
der Standort gezielt vorangebracht werden. 

Für neu zugelassene, rein elektrische und 
emissionsfreie Fahrzeuge sollen Unterneh-
men die Investitionskosten schneller steu- 
erlich geltend machen können. Dazu wird 
eine neue Sonderabschreibung eingeführt. 
Über einen Zeitraum von sechs Jahren 
können die Anschaffungen – beginnend mit 
einem Satz von 40 Prozent – von der Steuer 
abgeschrieben werden. Die Regelung gilt 
befristet für Anschaffungen im Zeitraum 
von Juli 2024 bis Dezember 2028. 

Zusätzlich soll die Dienstwagenbesteuerung 
für Elektro-Fahrzeuge erweitert werden. 
Arbeitnehmer, die einen Elektro-Firmenwa-
gen auch privat nutzen, sollen diesen Vorteil 
vergünstigt versteuern können. Dies gilt 
bislang nur, wenn das Auto nach dem sog. 
Bruttolistenpreis höchstens 70.000 Euro 
kostet. Dieser Betrag wird nun auf 95.000 
Euro angehoben. Die neue Höchstgrenze 
gilt für Firmenwagen, die ab Juli 2024 an- 
geschafft werden bzw. wurden. 

Die Bundesregierung hat beschlossen, die 
vereinbarten steuerlichen Regelungen in- 

nerhalb des parlamentarischen Verfahrens 
in das Steuerfortentwicklungsgesetz aufzu-
nehmen. Mit einer Stellungnahme des Bun-
desrats als nächstem Verfahrensschritt ist 
am 27.09.2024 zu rechnen.

  Kabinett beschließt rentenpoliti-   
  sche Maßnahmen der Wachstums-   
  initiative   

Das Bundeskabinett hat am 04.09.2024 
eine Formulierungshilfe beschlossen, mit 
der die rentenpolitischen Maßnahmen der 
Wachstumsinitiative umgesetzt werden. 
Damit wird Arbeiten im Alter attraktiver. 

Zum Beispiel können Beschäftigte, die ne- 
ben dem Rentenbezug einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung nachgehen, 
zukünftig die Arbeitgeberbeiträge zur Ren- 
ten- und Arbeitslosenversicherung ausbe-
zahlt bekommen. Das entspricht mehr als 10 
Prozent des monatlichen Bruttolohns und ist 
ein erheblicher Anreiz zur Weiterarbeit. 

Die beschlossenen Maßnahmen sind auf- 
grund des fortschreitenden demographi-
schen Wandels wichtig für die wirtschaft- 
liche Entwicklung Deutschlands, denn wir 
können nicht auf das Wissen, Können und 
die Erfahrung Älterer verzichten, die noch 
weiterarbeiten wollen. 

Was wurde vom Kabinett beschlossen? 

1. Einschränkung des sog. Vorbeschäfti-
gungsverbots ab Erreichen der Regel- 
altersgrenze
Wir erleichtern damit Personen nach 
Erreichen der Regelaltersgrenze eine 
Rückkehr zu ihrem bisherigen Arbeit- 
geber, indem ihnen der Abschluss eines 
sachgrundlos befristeten Arbeitsver- 
trages mit dem bisherigen Arbeitgeber 
ermöglicht wird. 

2. Einführung eines „Sockelbetrags“ bei 
der Einkommensanrechnung bei Renten 
wegen Todes
Wir erhöhen die Anreize für Hinterblie-
bene, eine Erwerbstätigkeit auszuweiten 
oder aufzunehmen, indem Erwerbsein-
kommen und kurzfristiges Erwerbser-
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satzeinkommen bis zu einem Betrag von 
aktuell 538 Euro im Monat („Sockelbe-
trag“) von der Einkommensanrechnung 
auf Renten wegen Todes ausgenommen 
werden. Im Ergebnis bleibt damit eine 
Vollzeittätigkeit zum gesetzlichen Min- 
destlohn bei Bezug einer Hinterbliebe-
nenrente regelmäßig anrechnungsfrei. 

3. Wegfall des Arbeitgeberbeitrags zur 
Arbeitsförderung und zur gesetzlichen 
Rentenversicherung bei entsprechender 
Zahlung an Beschäftigte im Rentenalter
Arbeitgeber können zukünftig anstelle der 
Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitsförderung 
und Rentenversicherung, die für versiche-
rungsfreie Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer im Rentenalter zu entrichten sind, 
diese Beträge zusätzlich zum geschulde-
ten Arbeitslohn auszahlen. Wir schaffen 
damit für diese Personen einen finan- 
ziellen Anreiz, eine mehr als geringfügige 
Erwerbstätigkeit (weiter) auszuüben.



UPDATE MAGAZINSeite  8

  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Saarbrücken · 
Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Donnerstag, 14. November 2024, 14.00 – 16.30 Uhr – AKTUELLE BRENNPUNKTE BEI DER UMSATZSTEUER / HERBST 2024

Referent: Jürgen Serafini, Dipl. Finanzwirt und USt-Teamleiter bei der Konzernbetriebsprüfung Bonn oder Thomas Meurer, 	  
Dipl. Finanzwirt, Sachgebietsleiter und USt- wie Betriebsprüfungsexperte im Finanzamt Aachen

Montag, 25. November 2024, 10.00 – 12.30 Uhr – LOHNSTEUER UND REISEKOSTEN 2025 

Referent: Dipl.-Finanzwirt Michael Seifert, Steuerberater, ehem. in der Finanzverwaltung Nordrhein-Westfalen und Steuerabteilung 
des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK) tätig

Dienstag, 26. November 2024, 14.00 – 16.30 Uhr – MODERNISIERUNG DER BETRIEBSPRÜFUNG

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführer bei DORNBACH

Donnerstag, 28. November 2024, 10.00 – 12.30 Uhr – AKTUELLES ZUM JAHRESWECHSEL – WICHTIGE GESETZESÄNDERUNGEN, 
RECHTSPRECHUNG SOWIE VERWALTUNGSANWEISUNGEN

Referent: René Feldgen, Geschäftsführender Gesellschafter von DORNBACH Bergisch Gladbach, Leistungssportler und spezialisierter 
Berater im Bereich Sport

Dienstag, 03. Dezember 2024, 17.00 – 18.30 Uhr – WAS TUN MIT IMMOBILIEN IM ERB- UND SCHENKUNGSFALL?

Referent: Dipl.-Kaufmann Klaus Bührer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH in München

Die detaillierte Inhaltsübersicht der einzelnen Online-Seminare finden Sie auf unserer Homepage.

  Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html  

4. Einführung einer Rentenaufschub- 
prämie 
Wir erhöhen weiter die Anreize für die 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit auch 
nach Erreichen der Regelaltersgrenze. 

Bei Aufschieben des Renteneintritts 
über die Regelaltersgrenze hinaus und 
nach Weiterarbeit im Rahmen einer mehr 
als geringfügigen versicherungspflichti-
gen Erwerbstätigkeit von mindestens 

einem Jahr können Versicherte zukünftig 
anstelle der monatlichen Zuschläge eine 
Einmalzahlung – die Rentenaufschub-
prämie – in Anspruch nehmen.


